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Darf ein Nationalrat öffentlich
zur Umgehung der bundesrätli-
chen Corona-Massnahmen auf-
rufen? Ja, er darf. Zu diesem
Schluss kommt die Staatsanwalt-
schaft des Kantons Bern. In einer
vierseitigen Verfügung begrün-
det sie, warum sie auf ein Straf-
verfahren gegen SVP-National-
rat Erich Hess verzichtet.

Mit ihrer Verfügung reagiert
die Staatsanwaltschaft auf einen
Videobeitrag auf Twitter, mit
dem Hess vorWeihnachten Auf-
sehen erregte. Zum damaligen
Zeitpunktwaren öffentlicheVer-
anstaltungen ganz verboten und
private Anlässe auf zehn Perso-
nen beschränkt. EineAusnahme
galt damals (so wie auch heute
noch) für politische und religiö-
se Veranstaltungen mit bis zu
50 Teilnehmern.

«Lasst uns das zusammen aus-
hebeln», sagte der 39-jährige
Politiker in seinemVideoaufruf.
Konkret forderte er seine Zu-
schauer dazu auf, fiktive religiö-
se Gemeinschaften zu gründen.
Auf seiner Website bot Hess
Musterstatuten zur Gründung
einer Schein-Kirche zumDown-
load an.

Mit seinem Aufruf löste Hess
viel Kritik aus. «Einmalige Idee,
das Virus zu verbreiten», kom-
mentierte CVP-Nationalrätin
Marianne Binder aufTwitter. Der
Kurznachrichtendienst löschte
den Tweet und sperrte vorüber-
gehend Hess’ Account.

GLP-Nationalrat Beat Flach
schrieb, der Aufruf sei «höchst
unmoralisch» und «vermutlich
widerrechtlich». Konkret sah
Flach einenmutmasslichenVer-

stoss gegen Artikel 24 des Straf-
gesetzbuches. Dieser Paragraf
stellt die Anstiftung zu einer
Straftat unter Strafe.

Tatsächlich hat die Kantons-
polizei Bern den Fall Hess unter-
sucht.Wie jetzt bekanntwird, lie-
ferte sie ihren Untersuchungs-
bericht am 16. Dezember bei der
Staatsanwaltschaft ab. Diese
sieht nun aber von einem Straf-
verfahren gegen Hess ab. In sei-
nerVerfügung, die dieser Zeitung
vorliegt, nennt der leitende
Staatsanwalt Hermann Wenger
dafür drei Gründe.

1 «Nur eine Empfehlung»
Nach Ansicht des Staatsanwalts
handelt es sich bei Erich Hess’
Aufruf nur um «eine Empfeh-
lung, dass zur ‹Legalisierung›
eines unerlaubten Zustandes

kurzfristig eine religiöse Ge-
meinschaft (…) gebildet werde».
Darum sei die Aktion «nicht als
Aufforderung zu einer konkre-
ten Straftat, sondern allenfalls
als eine Empfehlung zu deren
Verschleierung oder Rechtferti-
gung zu verstehen».

2 Nur eine Übertretung
Der Tatbestand der Anstiftung
nach Artikel 24 sei nur erfüllt,
wenn eine bestimmte Person zu
einer Tat angestiftet werde. Das
sei hier «offensichtlich nicht der
Fall», schreibt der Staatsanwalt.

Es gibt im Strafgesetzbuch
aber auch den Artikel 259. Dort
heisst es: «Wer öffentlich zu
einem Verbrechen auffordert,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe be-
straft.» ÖffentlichwarHess’Auf-

forderung zweifellos. Laut
Staatsanwalt wäre die Umge-
hung der Massnahmen aber
nicht als Verbrechen zu werten,
sondern bloss als Übertretung.
Die öffentliche Aufforderung zu
einer Übertretung sei aber laut
Artikel 259 nicht strafbar.

3 Wer hat auf Hess gehört?
Es gebe keine Anhaltspunkte,
dass überhaupt jemand Hess’
Aufruf gefolgt sei. Damit könne
ein Kausalzusammenhang zwi-
schen Aufforderung und einer
konkreten Übertretung kaum
hergestellt werden. Der blosse
Versuch einerAnstiftung zu einer
Übertretung sei laut Strafgesetz-
buch aber nicht strafbar, schreibt
der Staatsanwalt.
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Corona-Trickser Erich Hess kommt ohne Strafe davon
Kein Verfahren Der SVP-Nationalrat hat öffentlich dazu aufgerufen, die Schutzmassnahmen zu umgehen.

Pandemie Das Bundesamt fürGe-
sundheit (BAG) hat die Quaran-
täneliste angepasst. Ab heute
werden Spanien und Portugal
gestrichen.Ab dem22.März 2021
kommen neu folgende Länder
auf die Quarantäneliste: Belgien,
Palästina, Bulgarien, Jordanien,
Katar, Kosovo,Nordmazedonien,
Polen, Rumänien, Ungarn, Uru-
guay und Zypern. Folgende Re-
gionen derNachbarländer kom-
men ebenfalls hinzu: Thüringen,
Korsika, Basilikata, Latium,
Venetien, Burgenland, Ober-
österreich undWien.

Derweil steigen die Infek-
tionszahlen wieder leicht an:
DemBAG sind amMittwoch 1491
neue Coronavirus-Ansteckungen
innerhalbvon 24 Stunden gemel-
detworden. Gleichzeitigwurden
14 neueTodesfälle und 41 Spital-
einweisungen registriert. Die
Schweizerische Gesellschaft für
Intensivmedizin (SGI) teilte ges-
tern mit, aktuell sei zwar eine
leichte Entlastung der verfüg-
baren intensivmedizinischen Ka-
pazitäten feststellbar, dennoch
blieben die Intensivstationen
und das gesamte Gesundheits-
wesen stark gefordert. Dies
einerseits durch Langzeit-Covid-
19-Patienten, andererseits durch
verschobene Eingriffe und Be-
handlungen, die nun nachgeholt
werden müssten. (sda)

Spanien und
Portugal nichtmehr
aufQuarantäneliste

Initiative Der Nationalrat lehnt
die Volksinitiative «Ja zum Tier-
und Menschenversuchsverbot»
rundweg ab. Er stuft das Volks-
begehren als viel zu radikal ein,
und er will auch keinen Gegen-
vorschlag dazu.Die Initiative ver-
langt ein bedingungslosesVerbot
von Tier- und Menschenversu-
chen. In der Verfassung sollen
Tierversuche als Quälerei und
Verbrechen eingestuft werden.
Bestehende oder neue Produkte,
für die Tierversuche durchge-
führt werden müssten, dürften
weder gehandelt noch ein- oder
ausgeführt werden. «Mit einem
Ja zur Initiative würde die
Schweiz gänzlich auf einen Impf-
stoff gegen das Coronavirus ver-
zichten», sagte etwa Christian
Wasserfallen (FDP, BE). (sda)

Nationalrat wehrt
sich gegen Verbot
von Tierversuchen

Ausschreibung Die Gerichtskom-
mission wartet mit der Aus-
schreibung der Stelle für dasAmt
der Bundesanwältin oder des
Bundesanwalts vorerst ab. Zu-
erst solle das Parlament über die
Erhöhung der Alterslimite von
65 auf 68 Jahre entscheiden, teil-
te die Gerichtskommission ges-
tern mit.

Die Suche nach geeigneten
Kandidaten soll aber noch in die-
sem Jahr wieder aufgenommen
werden.DieAusschreibung dürf-
te somit nicht vor Ende Juni er-
folgen. Die Gerichtskommission
werde zudemMassnahmen tref-
fen, um den Schutz der Vertrau-
lichkeit zu verbessern. Die Stelle
muss bereits zum dritten Mal
ausgeschrieben werden, nach-
demdie ersten beidenAusschrei-
bungen erfolglos blieben. (sda)

Wahl des
Bundesanwaltes
noch später

Stephan Israel, Brüssel

Die EU macht auf Protektionis-
mus: Brüsselwill Forschende aus
derSchweiz, aus Grossbritannien
und Israel von EU-Forschungs-
programmen ausschliessen, die
für die Zukunft als strategisch
wichtig gelten. Die drei Länder
waren bisher als assoziierteMit-
glieder bei Horizon 2020 gleich-
berechtigt dabei. Beim Nachfol-
geprogramm Horizon Europe
sollen Forschende aus den drei
Staaten bei gewissen Projekten
derWeltraum- undQuantenfor-
schung nicht mehr mitmachen
können.

In der Schweizer Forscher-
szene zeigt man sich alarmiert:
«Alle sind schockiert», sagt Klaus
Ensslin,Professor fürFestkörper-
physik an der ETH Zürich. Ein
Ausschluss sei schlecht für die
Grundlagenforschung, aber auch
fürEuropa.Bisherwarman beim
sogenannten «QuantumTechno-
logy Flagship» dabei, Leucht-
turmprojekt im Rahmen des
EU-Forschungsprogramms mit
einem Gesamtbudget von einer
Milliarde Euro. Die ETH habe
nach Forschungseinrichtungen
in Deutschland, aber vor Frank-
reich am meisten Mittel bekom-
men, sagt Klaus Ensslin. Wobei
für den Forscher bei Horizon
Europe Vernetzung und Wett-
bewerbwichtiger sind als dieMit-
tel, die verteilt werden.

EU pocht auf Autonomie
und Sicherheit
Die ETH ist in der Quantenphy-
sik führend, deren Anwendung
einst weit über superschnelle
Computer hinausgehen soll. Es
geht um eine Zukunftstechnolo-
gie, in die auch Google, Facebook
und Co. derzeit dreistellige Mil-
lionenbeträge investieren.

DerAusschluss hat sich schon
imvergangenen Jahr angedeutet,
als die EU die Rechtsgrundlage
für das neue siebenjährige For-
schungsprogramm verabschie-
dete. Dies unabhängig von der
Diskussion um das Rahmenab-
kommen. Assoziierte Drittstaa-
ten könnten von gewissen Pro-
grammen ausgeschlossen wer-
den, wenn es um Forschung im
Sicherheitsbereich gehe. Finan-

zielle Interessen derEUund För-
derung desWachstums in Euro-
pa müssten künftig im Vorder-
grund stehen, heisst es dort.Was
das in der Praxis bedeutet, wur-
de aber erst aus demEntwurf des
Arbeitsprogramms deutlich, das

die Fachzeitschrift «Science Busi-
ness» ins Netz gestellt hat.

Quantencomputer seien eine
Zukunftstechnologie von «glo-
baler strategischer Bedeutung»,
heisst es im Entwurf. Um das
strategische Interesse der EU,

ihre Autonomie und Sicherheit
zu gewährleisten, könnten sich
nur Forschungseinrichtungen
undUnternehmenmit Sitz in der
EU sowie den EWR/Efta-Staaten
beteiligen. Schliesslich hat auch
für das Internet und die Compu-

tervon heute die Grundlagenfor-
schung in Europa begonnen.
Spätermachten aber andere das
Geschäftmit denAnwendungen.
Das soll sich bei der Quanten-
technologie nicht wiederholen.

Ein Ausschluss der Schweiz,
Grossbritanniens und Israels sei
aber kontraproduktiv, sagt Phy-
siker Ensslin. Genau diese drei
Länder seien bei der Quanten-
forschung besonders stark. Mit
einem Ausschluss schwäche die
EU Europas Position im globa-
lenWettbewerb.

Protektionistische
Tendenzen
Nicht nur in der Forschungwird
die EU protektionistischer, einst
Champion für Freihandel. Frank-
reichs Präsident EmmanuelMa-
cron wirbt dafür, dass die EU
«strategischeAutonomie» errei-
chen, ökonomisch und auchmi-
litärisch unabhängiger werden
müsse. Der Ruf findet in der Co-
rona-Krise einwachsendes Echo,
noch verstärkt durch den Brexit
und den Konflikt mit Grossbri-
tannien um Impfdosen.

Beim Forschungsprogramm
Horizon Europe sind Restriktio-
nen laut dem Entwurf auch für
Bereiche wie Weltraumfor-
schung oder Satellitenkommu-
nikation vorgesehen. Es sei «ver-
rückt», die Schweiz von Welt-
raumprojekten auszuschliessen,
sagt Olivier Küttel, zuständig für
internationale Beziehungen an
der ETH in Lausanne. Schliess-
lich sei die Schweiz Gründungs-
mitglied der EuropäischenWelt-
raumagentur (ESA). Olivier Küt-
tel fände es bedauerlich, wenn
die Politik in der Forschung das
Zepter übernehmen und die EU
sich nur noch auf sich selber fo-
kussieren sollte.

Möglicherweise ist aber das
letzte Wort noch nicht gespro-
chen,werden die Einschränkun-
gen aus dem Arbeitsprogramm
für Horizon Europe wieder ge-
strichen. Die Forschungsminis-
ter sollen den Entwurf am
19. März beraten und könnten
noch einmal über die Bücher ge-
hen. EinigenMitgliedsstaaten ist
der Forschungsprotektionismus
der EU-Kommission auch nicht
ganz geheuer.

Schweizer Forschern droht das Abseits
EU-Forschungsprogramm Brüssel will hiesigeWissenschaftler von wichtigen Zukunftsprojekten ausschliessen,
und zwar unabhängig vom Ausgang beim Rahmenabkommen. In der Schweiz ist man alarmiert.

«Alle sind schockiert»: ETH-Professor und Quantenphysiker Klaus Ensslin. Foto: Florian Bärtschiger


